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zur Weiterleitung an den SPD-Bundesparteitag 

Rentengerechtigkeit herstellen – eine zentrale Aufgabe des Staates!

Die SPD erkennt die Notwendigkeit für die Rentenversicherung eine antwort auf den demgrphischen Wandel zu finden.  einer Anhebung des Renteneintrittsalters aufgrund des demographischen Wandels der Gesellschaft an. Die Voraussetzungen für eine gerechte Anhebung des Renteneintrittsalters sind noch nicht gegeben. Aus heutiger Sicht ist eine Anhebung des Renteneintrittsalters ab 2012 nicht verantwortbar. Daher fordert die SPD Eimsbüttel den SPD-Bundesparteitag auf, dafür einzutreten, dass die Voraussetzungen für ein stabiles und gerechtes Rentensystem geschaffen werden. Für eine Anhebung des Renteneintrittsalters ist es zwingend erforderlich, dass mehr reguläre Beschäftigung gefördert wird und die sozialen Sicherungssysteme so reformiert werden, dass sie den Anforderungen einer längeren Lebensarbeitszeit gerecht werden. Entsprechende rechtliche und steuerliche Anreize müssen dazu geschaffen werden. Wenn wir den Menschen sagen, dass sie länger arbeiten sollen, dann müssen sie tatsächlich länger arbeiten können. 
Wir nehmen den einstimmigen Beschluss des SPD-Parteivorstandes in Berlin vom 22.09.2010, die Einführung der „Rente mit 68“ um mindestens drei Jahre zu verschieben, zur Kenntnis. 

Der Vorstand hat eine Reihe von zusätzlichen Kriterien als Mindestvoraussetzungen festgelegt, unter denen die Rente mit 67 aus der Sicht der SPD überhaupt eingeführt werden könnte. Der Beschluss zeigt, dass auch unter dem Endruck der wirtschaftlichen Entwicklung der letzten drei Jahre und im Vorlauf auf die im Herbst  bevorstehende Überprüfung des Konzepts, so wie es die rot-grüne Bundesregierung gesetzlich festgelegt hatte, in der SPD die Rentenpolitik weiterhin breiten Raum einnimmt.

Realistisch ist allerdings davon auszugehen, dass bei dieser Überprüfung die gelb-schwarze Bundesregierung die Kriterien, so wie sie definiert waren, als erfüllt ansehen und für die Einführung der Rente mit 67 ab 2012 grünes Licht geben wird. 

Bereits jetzt ist absehbar, dass sie dabei Arbeitnehmer ab den sechzigstens Lebensjahr, deren Beschäftigungsverhältnis nicht sozialversicherungspflichtig ist, z.B. Mini-Jobber, Ein-Euro-Jobber usw. als „beschäftigt“ im Sinne der Kriterien mit einbeziehen wird. 

Wir begrüßen, dass der Vorstandsbeschluss eine intensive Phase des Nachdenkens in der gesamten SPD über die Kriterien der zeitlichen Rentenzugänge älterer Menschen einleitet. Wir alle sind gehalten, unsere Gedanken dazu einzubringen. 

Die demographische Entwicklung lässt sich nicht verleugnen, auch wenn es nur ein Faktor unter mehreren und nicht der Hauptfaktor bei der Rentenproblematik ist, wie es uns Konservative glauben machen wollen. Dem müssen wir Rechnung tragen. 

Die Zeit müssen wir nutzen, um Alternativen zu entwickeln. Dazu gehören nicht nur Diskussionen und Entscheidungen in der Parteispitze sondern eine breite Meinungsbildung in den Landesverbänden, an der Parteibasis und im Dialog mit den betroffenen Bürgern. Der Ausspruch, „dazu gibt es keine Alternative“, ist falsch. Es gibt zu allen Entscheidungen Alternativen, sowohl gute als auch schlechte. 
Wir wollen Rentengerechtigkeit für alle Bürgerinnen und Bürger. Für fordern daher die Einhaltung folgender Punkte:

· Rentengerechtigkeit schützt Bürgerinnen und Bürger vor Altersarmut. Eine entsprechende Höhe der Rente muss gewährleistet werden.

· Rentengerechtigkeit berücksichtigt unterschiedliche branchenspezifische Belastungen und Beitragsjahre von Arbeitnehmer/innen.

· Rentengerechtigkeit gewährleistet Generationengerechtigkeit.

· Rentengerechtigkeit fördert gesundes Altern in der Gesellschaft.

· Die Sicherung der Rentengerechtigkeit ist Aufgabe des Staates.
· Rentengerechtigkeit sorgt für Beschäftigung bis zum Erreichen des Rentenalters. 

Unser Appell an den Parteivorstand ist, die laufende Diskussion an der Basis wirklich einzubeziehen. Auf dem Bundesparteitag am 26.09.2010 dürfen zu diesem Thema keine Beschlüsse gefasst werden, die die Einbeziehung in die Meinungsbildung auch im Hinblick auf die nächste Bundestagswahl verhindern. 

Unsere Glaubwürdigkeit als SPD können wir nur zurückgewinnen, wenn wir auch zu diesem Thema eine akzeptable Lösung präsentieren die den Betroffenen gerecht wird. 

